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ANFRAGE 

de!' Abgeordneten Dr. WIESINGER:J D'1". NEISSER 

und Genossen 

an den BundeskanzLer 

betreffend UmweZtpolitik in üsterreich 

Der Herr Bundeskanzler hat am 5. Dezember 1979 den Um­

weltschutz als ein Be'ispiel für jene Fragen bezeichnet, 

die für das ganze Bundesgebiet gemeinsam geregelt 

werden müssen. In diesem Zusammenhang hat der Bundes­

kanzler von Verfassungsanderungen gesprochen und das 

Schweizer Beispiel erwahnt. 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz 

hat im Jahre 1973 dem Ordinarius fÜ2~ öffentliches Recht 

an 'der Universitat Innsbruok, Univ.-Prof. Dr. Norbert· 

Wimmel':J einen Forschungsauftrag ertei lt, das System 

des österreichischen Umweltsohutzes auS reohtsdogmatischer 

und verwaltungswissenschaftZicher Sicht zu untersuchen 

und reohtspoZitische Tlol'schZage zu unterbreiten. 

Das Gutaohten, welohes dem Ministerium im Frühjahr 

1974 vorlag, kommt u.a. zu folgenden wesentlichen 

Schlußfolgerungen: 

o Die geltende Kompetenzverteilung gewährleistet im 

HinbZiok auf den Umweltschutz - eine entsprechende 

flexible Handhabung vorausgesetzt - ausreiohende 

RegeZungsmögliohkeiten. Die verfassungsgesetzZiehe 

Verankerung eines eigenen Bundeskompetenztatbestande~ 
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"Umw~ltschutz" erschei~t daher abgesehen von sonstigen) 

besonders föderalistischen Bedenken entbehrLich. 

o Die "Demokratisierung" der Verwaltung ist eine hliufig 

erhobene Forder~ng und liußert sich in der Praxis im 

Auftreten von BUrgerinitiativen gerade in BeLangen 

des UmweLtschutzes. Die sinnvolle Organisation der 

Partizipation und ihre Harmonisierung mit dem Ver­

waZtungssystem ist gerade für die UmweltpZanung von 

großer Dringlichkeit. 

Art. 15a B.-VG. sieht die Möglichkeit vor 3 Verträge 

zwischen dem Bund und den Ländern abzuschZiel3en. Im 

Motivenberich~ zu seiner Beschlußfassung heißt es aus-

drücklich: " .......... Instrumente zur Lösung von Um-

weltschutzprobZemen im Bundesstaat .. .... . ff. 

Im März 1976 veröffentliahe der Beirat für rvirts"Jhafts­

und SoziaZfragen die Studie "Probleme der Umweltp~Litik 

in (Jsterreich~'. Diese enthä lt fo Zgende grundsätz Ziche 

Empfehlungen: 

o langfristige PZanung der umwel-tpoZitischen Maßnahmen: 

Erarbeitung von konkreten Zielen unter BerUcksichtigung 

der ~brigen wirtschafts- und geseZZsdhaftspolitischen 

Zielsetzungen und periodischen Berichtmüber die Ziel­

verwirklichung an die gesetzgebenden Körrerschaften. 

o (Jberprüfung der Umweltaus1.Jirkungen 3 Veröffentlichung 

eines Berichtes mit Angabe der ökologischen und 

sonstigen 1'or- und Naehtei le mi t größeren UmweZtaus­

wirkungen u~d möglichst weitgehende Berücksichtigung 

der allenfalls daraus erfolgenden Einwande. 
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bis. zum 31. Marz eines jeden Jahres einen Bericht 

über die Verschlechterung oder Verbesserung der Um­

weltqualität im vorhergehenden Jahr in ~sterreich 

vorzulegen? 

.; .... - : .. ,., 
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